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Die folgenden 

Sondernutzungsvorschriften 
sind integrierender Bestandteil des Gestaltungsplanes Husberg 

1 Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Ausgangslage 1  Das betroffene Gebiet Husberg liegt an exponierter Lage. Die 
Sondernutzungsvorschriften bezwecken eine auf die bauliche 
und landschaftliche Umgebung abgestimmte Bebauung. 

Geltungsbereich 2 Die Sondernutzungsvorschriften (SNV) beziehen sich auf den im 
Situationsplan bezeichneten Perimeter für Sondernutzungsvor-
schriften. 

Bestandteile 

Verhältnis zum über-
geordneten Recht 

§2 

Der Gestaltungsplan Husberg besteht aus 

• dem Situationsplan 1:500 und 
• den Sondernutzungsvorschriften (SNV) 

Die übrigen Beilagen dienen der Information und sind nicht 
rechtsverbindlich. 

§3 

1 Sofern diese Sondernutzungsvorschriften nicht Abweichendes 
vorsehen, gilt die Bau- und Nutzungsordnung, insbesondere die 
Bestimmungen über die Wohnzone Husberg W2H gemäss §8 
BNO. Subsidiär gelten in der Zone W2H die Vorschriften der 
Wohnzone 2. Vorbehalten bleiben die Vorschriften des kantona-
len und eidgenössischen Bau- und Raumplanungsrechts. 

2 Bauvorschriften 

Eingliederung ins 
Landschaftsbild 

Gutachten 

§4 

1 Sämtliche Bauten, Erschliessungsanlagen, Terrainveränderun-

 

gen und Umgebungsgestaltungen müssen sich so ins Land-
schaftsbild einordnen, dass sie vom Dorf her diskret in Erschei-
nung treten. 

2 Der Gemeinderat kann auf Kosten des Gesuchstellers von neut-
ralen Fachleuten ein Gutachten einholen. 

Ausnahmebeteilli- 3 Der Gemeinderat kann Ausnahmebewilligungen erteilen, sofern 
gungen eine bessere Lösung für das Ortsbild nachgewiesen werden kann, 

insbesondere bezüglich Dachformen und Umgebungsgestaltung. 



Exponierte Zone 
W2H 

§5 

Die Überbauung innerhalb der im Gestaltungsplan bezeichneten 
exponierten Zone W2H bedarf einer sorgfältigen Einpassung in 
die Topographie. Die Einpassung ist durch ein unabhängiges 
Fachgutachten nachzuweisen. In der Zone ist eine maximale Ge-
bäudelänge von 20 m zulässig. 

3 Erschliessung 

§6 

Fusswegverbindung Der bestehende Fussweg entlang den Parzellen 2248, 2265, 344 
und 345 kann im Zusammenhang mit einer Neuzuteilung der Par-
zellenflächen und/oder Bebauung in der Lage angepasst werden. 
Es ist auf eine direkte Verbindung von mind. 1 m Breite von Punkt 
A nach B zu achten. 

4 Lärmschutz 

§ 7 

Lärmschutz Im Rahmen des Baubewilligungsverfahren ist nachzuweisen, dass 
keine lärmempfindlichen Räume im auf dem Gestaltungsplan be-
zeichneten lärmvorbelasteten Bereich direkt und ausschliesslich 
auf die Kantonsstrasse (K442) orientiert sind. 

5 Freiraumgestaltung 

§ 8 

Umgebungsplan 1Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen, wel-
cher Angaben zu Aufschüttungen, Abgrabungen, Bepflanzung, 
Bodenbedeckung, Einfriedung, Stützmauern, etc. beinhaltet. 

Umgebungsgestal- Bei Baumen und Sträuchern ist auf eine standortgerechte Be-

 

tung pflanzung zu achten. Einheimische Pflanzen sind vorzuziehen. 

Terrainveränderung 3Terrainveränderungen sind auf ein Minimum zu beschränken. Sie 
sind mit dem Nachbarn abzusprechen und zu koordinieren. 

§9 

Stützmauer Falls es aus topographischen Gründen notwendig ist Stützmauern 
zu erstellen, können diese max. 1,2 m hoch sein. Sie sind zurück-
haltend und mit natürlichen Materialien zu gestalten und müssen 
sich gut in die Hanglage einfügen. 



6 Baubewilligungsverfahren 

§10 

Beratung Der Gemeinderat gewährleistet die fachliche Beratung und zieht 
soweit notwendig kantonale Fachstellen bei. Zu diesem Zweck 
sind Bauvorhaben möglichst früh anzuzeigen. 

7 Schlussbestimmungen 

§11 

Genehmigung, In- Der Gestaltungsplan tritt mit der Genehmigung durch den Regie-

 

krafttreten rungsrat in Rechtskraft. Die Änderung oder Aufhebung des Ges-
taltungsplanes bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass. 
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